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10 n'iit Ausnahme  des  Klägers  sämtliclie  weiteren  im Zeitprinkt  der Rechtshängigkei)  in"iGrundbuch  einaetragenen  Wohi"iungserbbaciberechtigten  der  Wohnunqserbbaciberechtiqten-
geineinschaft

nlerll.Ste   ,)ietzenbach, geinäß anliegender Eigentu-

vertreten  durch  den Verwalter

lmmobilienverwaltung

vertr  d d GF
l.

Beklagte

ProzessbevoIlmächtigterzu  '10: Rechtsanwalt

hat das Amtsgericht  Offenbach  am Main  durch  den Richter  am Amtsgericht  Schwarz  aufgrundder  mündlichen  Verhandlung  vom  16.09.2020  fiair Recht  erkannt:

'1 Der in der Wohnungserbbauberechtigtenversammlung  vom 07.12.2019  unterTOP  8 und 8 1 gefasste  Beschluss  (Wahl der Firina  Iminobilieiwerwamn'ig  i
zur Verwalterin mit sofortiger  Wirkung bis ZUm 31 12 2022) wird  für ungültig  erklart

2 Die Kosten  des Rechtstreits  haben  die Beklagten  zu tragen

3. Das Urteil ist vorläufig  vollstreckbar.  Die Beklagten  können  die Vollstreckcing
gegen  Sicherheitsleistung  in Höhe  von IIO  % des jeweils  zu vollstreckenden
Betrages  abwenden,  sofern  nicht  zuvor  der  Kläger  Sicherheit  in entsprechenderHöhe  leistet

4 Der  Streitwert  wird  auf  2.970,00  € festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien  bilden  diR wnhniinrisprhhaiihprp'r.htiütenüemeinschaft

der  Wohnung  Nr.
Dietzenbach.  Der  Kläger  ist Wohnungserbbauberechtigter

. die Beklagten  sind  die übrigen  Erbbauberechtigten.

Mit Beschlciss  TOP  8 der  Wohnungserbbauberechtigtenversammking  vom  0912.2017
wurde  die ImmobiIienverwaltung  ,,mit sofortiger  Wirkung  bis zcim31.12.2019"  zur  Verwalterin  gewählt.  Der  Beschluss  ist im Nachgang  angefochten  undmit Urteil  des AG Offenbach  am Main  vom  05.10.2018  (Az. 320  C 6/18)  für  ungültig  er-klärt  worden  Gegen  das Urteil  ist Berufung  eingelegt  worden,  das  Berufüngsverfahren
wird  bei dem  LG Frankfrirt  am Main  unter  dem  Az. 2-13  S 171/18  geführt.
Mit Beschluss  zu TOP  8 der  Wohnungserbbaciberechtiqtenversamml«ing  von'i
08 12 2018  wurde  die ImmobiIienverwaItung  erneut  zcir Verwalterin
gewählt  Auch  dieser  Beschluss  ist im Nachgang  angefochten  cind sodann  mit Urteil  desAG Offenbach  am Main  vom  25 10.2019  (Az. 320 C 13/19)  für ungültig  erklärt  worden
Gegen  das Urteil  ist ebenfalls  Berufung  eingelegt  worden,  das  Berufüngsverfahren  wirdbei dem  LG Frankfurt  am Main  unter  dem  Az. 2-13  C 23/20  geführt.

Mit Einladung  vom 18.11.2019,  mit der  auch  die,,Tagesordnung"  Anlage  W1,  BI. 89 ffder  Akte  versandt  wcirde.  wurden  die Erbbauberechtigten  zur  ordentlichen  Erbbaube-
rechtigtenversamn'iIcing  vom  07 12 2019  eingeladen
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In der Versai'ninking  vorn 07.12.2019  ist dann  die Immoimienverwaltung
nit Beschluss  ZLI TOP  8/TOP  8.1,,mit  sofortigerWirkring  bis zum  31.12.2022'

erneut  zcir Verwalterin  gewählt  worden.  Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  der  Be-schlussfassung  wird  auT das  VersammlungsprotokolI  BI. 45 ff. (52 - 54) der  Akte  verwie-
sen.

Der  Kläger  ist der  Auffassung,  dass  dieser  Beschluss  fCir cingCiltig zu erklaren  sei. DerBeschluss  entspreche  nicht  ordnungsgen'iäßer  Verwaltung,  da den  Erbbaciberechtigten
keine  hinreichenden  Informationen  über  die zur Walil  stehenden  weiteren  Verwalter  zurVerfügung  gestanden  hätten,  so dass  sich  die Erbbauberechtigten  nicht  ordnungsge-
inaß  auf  die Wahl  hätten  vorbereiten  können.  Zwar  wurden  in dei- Einladung  die Namender  möglichen  Verwalter  genannt,  dies  sei  jedoch  gerade  vor  dem Hintergrund.  dass  essich bei der  Verwalterwahl  in der  streitbefangenen  Liegenschaft  um ein,,brisantes
Thema"  oben  handle  und säi'ntliche  Verwalterwahlen  seit  2009  angefochten  wurden,nicht  ausreichend

Die Wahl  der  lmn'iobilienverwaltung  zur  Vei-walterin  entspreche  zu-dei'i'i acich deshalb  nicht  ordnungsgemäßer  Verwaltung,  weil  diese  von Herrn
der  gleichzeitig  als Verwalt«ingsbeirat  tätig  ist, maßgeblich  kontrolliert  werde

Darüber  hinaus  sei der  Beschluss  aufgrund  der  auf  Seite  7 ff. der  Klagebegründung  (BI65 ff. der  Akte)  geschilderten  Vorfälle  in der  ErbbauberechtigtenversammIung  voi'n07 '12,2019.  die unter  Hinzuziehung  eines  Saalschutzes  stattfand,  für cnigültig  zri erklä-ren.

lin Übriget-i  t'iabe sich  die ImmobiIienverwaltung  in der  Vergangenheit
als ungeeignet  liei-ausgestellt,  ihrer  Verwaltertätigkeii  ordncingsgemäß  aciszciüben'  Sosei sie nicht in der  Lage,  eine  ordnungsgemäße  Jahresabrechnung  ZLl erstellen;  die Ab-rechncingen  2016  und  2fü  7 wurden  nicht  genehmigt  und die Beschlussfassung  über  dieAbrechniing  2018  unter  TOP  5 der  hier  in Rede  stehenden  VersammIung,,zcirückgezo-
gen",  wobei  es in der  vorgelegten  Abrechnung  zu massiven  Abweichungen  gegenüberdem  Wirtschaftsplan  gekommen  sei. Des  Weiteren  habe  die Verwalterin  bis hecite  keineVerwalterhaftpflichtversicherung  abgeschlossen  bind vereitele  regelmäßig  berechtigte
Einsichtsbegehren  in die VerwaIterunterIagen.  Nicht  zuletzt  sei es bereits  in der  Vergan-genheit  zu diversen  finanziellen  Unregelmäßigkeiten  im Zusaminenhang  mit dem  Mahn-wesen  bind dcirch  die Immobilienverwaltung  vercirsachten  Prozess-kosten  gekommen  Dadrirch,  dass  sie im Jahr  20'18 tUCillpi-essen  zum  Preis  von42 31 '1,64 € sowie  Waschmaschinen  und  Bekleidung  für  die Hausmeister  aus  dem  Ge-meinschaftsvermögen  anschaffte,  ohne  dass  es hierfür  einen  Beschluss  der  Erbbaube-
recl'itigten  gab,  sie Pflasterarbeiten  ohne  entsprechenden  Beschluss  der  Erbbauberech-
tigten  in Auftrag  gab,  einen,,fünften  Hacismeister"  sowie  weitere  Beschäftigte  jeweilsohne  entsprechenden  Beschluss  der  Erbbaciberechtigten  anstellte  sowie  eigenmächtig
eine  Vtelzahl  von  Anschaffungen  vornahm.  die das Sondereigentcim  verschiedener  Erb-baciberechtigter  betreffen  und  zudem  überhöhte  Zahlungen  an die Verwaltungsbeiräte
leistete,  habe  die Immobilienverwaltung  ebenfalls  ihre  Ungeeignetheit
zcir Ausübung  der  Verwaltertätigkeit  gezeigt.

Die Klage  ist am 24. 12.2019  bei Gericht  eingegangen.  Nachdei"n  der  Streitwert  am
27.12.2019  vorläufig  festgesetzt  und  der  Gerichtskostenvorschuss  mit Vorschussanfor-
derung  vom  30 12.2019  angefordertworden  ist, ist dieser  am 06.OL2020  bei Gerichteingezahlt  worden.  Am 08 01.2019ist  von  der  seinerzeit  erkennenden  Dezernentin  ZLI-stellcing  der  Klage  verfcigt  (BI 59 der  Akte)  worden,  wann  die Verf €igung  acisgeführt  wor-den  ist ergibt  sich aus  der  Akte  nicht.  Die Klage  ist den Beklagten  Ciber die Verwalterindann  ain 20 04.2020  (ZU  BI 148  der  Akte)  zugestellt  worden.

Die KlagebegrCindcing  ist am 06.02  2020  bei Gericht  eingegangen  cind den Beklagten
am 27 04 2020  zugestellt  worden.

Der  Kläger  beantragt,

den in der  Wohn«ingserbbauberechtigtenversammIung  vom  07. '12 20'19  cinter
TOP  8 cn"id TOP  8.1 gefassten  Beschhiss  (Wahl  der  Firma  lmn'iobilienverwalhing
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zur  Verwalterin  mit soforUger  Wirkung  bis zum  31. 12 2022)  fur
ungültig  ZLI erklären

Die Beklagten  zu Ziff. 10. beantragen,

die Klage  abzuweisen.

Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  des Sach-  und Streitstandes  wird  auf  die wechselseiti-
gen  Schriffsfüze  dei- Parteien  sowie  die Sitzringsprotokolle  vom  24.06.2020  (BI  143  ff
der  Akte  cind 16.09.2020  (BI. 422  ff. der  Akte)  verwiesen

Die Akten  AG Offenbach  am Main,  320  C 1 3/19  sowie  320 C 6/18  sind beigezogen  wor-den.

Entscheid  ungsgründe

Die Klage  ist begründet.

Dte Klage  wcirde  gemäß  § 46 I WEG  i.V.m.  § 167  ZPO  fristgerecht  erhoben  und begrün-
det:

Zwar  ist die Klage,  nachdem  sie am 24.12.2019  bei Gericht  eingegangen  ist, erst  am
20 04.2020  zugestellt  worden,  so dass  die Zustellung  bei rein  zeitlicher  Betrachfüng
nicht.,demnächst"  erfolgt  ist. Die Zustellung  erfolgte  aber  dennoch,,demnächst"i.S.v.  §
167  ZPO,  denn  die Verzögerungen  bei der  Zustellung  der  Klage  lagen  arisschließlich  in
der  Sphäre  des  Gerichts  begrCindet,  während  der  Kläger  seinerseits  alles  ihm Zumut-
bai-e dafür  getan hat, dass  eine  zeitnahe  Zustellung  der  Klage  möglich  war.  So hat  er
die Klage  bereits  am 24.12.2019  bei Gericht  eingereicht  und  den  Gerichtskostenvor-
schuss,  der  mit Vorschussanforderung  vom  30. 12.2019  angefordert  worden  ist. bereits
am 06.012020  eingeza)ilt.

Dass  sich  acis der  Akte  nicht  ergibt,  dass  der  Kläger  im Nachgang  hinsichtlich  der
Dcirchfuhrung  der  Zustellung  der  Klage  weiter  nachgefasst  hätte,  gereicht  ihm dabei
nicht  zcim Nachteil.  Denn  zwar  trägt  grundsätzlich  der  ZusteIlungsbetreiber  die Beweis-
last  fCir das  Vorliegen  der  Voracissetzungen  des Merkmals,demnächst".  Für  die Verzö-
gerung  kausale  Versärimnisse  sind  dem  Betreiber  aber  nur  dann  zuzurechnen.  wenn
sich  feststellen  lässt.  dass  die geforderte  Handlung  den  Verfahrensgang  verkürzt  hfüte
(Zöller,  ZPO  31. Aufl.,  § 167  Rn. 14).  Dies  ist hier  aber  nicht  der  Fall,  denn  zwar  ergibt
sich  aus der  Akte,  dass  die seinerzeit  erkennende  Dezernentin  die Klagzustelking  be-
reits  mit Verfügung  vom  08 01.2020  veranlasst  hat. Den'i Erledigungsvermerk  auf  BI. 59
der  Akte  ist dabei  aber  nicht  zu entnehmen,  wann  die Verfügung  schließlich  ausgeführt
wurde  und weshalb  die Zustellung  dann  erst  am 20.04.2020  bewirkt  werden  konnte.  Die
Verzögerung  kann  also  möglicherweise  einer  verzögerten  Ausführung  der  Verfügung
gescfüildet  gewesen  sein,  acif die der  Kläger  durch  etwaiges  Nachhaken  gegebenenfalls
hätte  Einfluss  nehi'nen  können,  es ist aber  ebenso  gut möglich,  dass  die Verzögerungen
ausschließlich  im bereit  der  Decitschen  Post  AG ihren  Ursprung  haben.

Der  Beschluss  zu TOP  8/8  1, mit dem  die lmmobiIienverwaItung  er-
neut  zur  Verwalterin  der  Liegenschaft  bestellt  wurde.  entspricht  nicht  ordncingsgemäßer
Verwaltung  und  war  daher  für  ungCiltig  ZLl erklären'

Der  Beschluss  war  bereits  deshalb  für ungültig  zu erklären,  weil  sich  die Erbbauberech-
tigten  abif die Versammking  mangels  hinreichender  Informationen  zu den  im Einladungs-
schreiben  aufgeführten  Alternativkandidaten  auf  die Abstimmung  nicht  hinreichend  vor-
bereiten  konnten.

In cler Einladung  sind  neben  der  aintierenden  Verwalterin  lediolich  die Namen  der  vier
verineii'itlichen  alternativen  Anbieter  (

) n"iitgeteilt  wor-
den  Darüber  hinaeis  wurden  zu den  AIternativkandidaten  jedoch  zunachst  keinerlei  In-
fomqahonen  zur  Verfugcing  gestellt.  Weder  in der  Einladung  noch  in der  Versammlung
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wurden etwa der Ort des leweiligen  Sitzes oder die Namen der Vertrefüngsberechtigtei"i
der  Alternativanbieter  genannt.  Auch  die Konditionen,  zu denen  die jeweiligen  Alterna-
tivanbieter  täha werden  würden,  wcirden  lediglich  hinsichtlich  der  Hausverwaltcing

die in der  Einladunq  qar  nicht  als alternativer  Anbieter  genannt
worden  war,  und hinsichtlich  der  im genannt.  Hinsicht-
lich der  weiteren  alternativen  Anbieter  wurden  weder  die Konditionen  genannt,  noch  wa-
ren diese  in der  Versammlung  ariwesend.  Dieses  Vorgehen  ist nicht  ausreichend.  Dennzwar  ist die Einhofüng  von  Alternativangeboten  im Falle  der  Wiederbestellcing  des  am-
tierenden  Verwalters  grundsätzlich  nicht  erforderlich  (vgl u.a. FD-MietR  2fü5,  368110,
beck-online  NJW  2015.  1397,  beck-online).  Anderes  gilt  aber  dann,  wenn  sich der
Sachverhalt  seit  der  Erstbestellung  des  wieder  Z(I bestellenden  Verwalters  maßgeblich
verändert  hat (FD-MietR  2fü  5, 368110,  beck-online).  denn  die Wohnungseigentümer
sollen  bei der  Abstimmung  wissen,  worauf  sie sich  einlassen  (ZWE  2015.  215, beck-on-
line) So liegen  die Dinge  hier,  denn  bei der  streitgegenständlichen  Wiederwahl  des  Ver-
walters  handelte  es sich  gerade  nicht  um eine  unproblematische  Wiederbestellung  eines
Verwalters,  mit dem  bis dahin  sämtliche  -  oder  jedenfalls  ein Großteil  -  der  Erbbaube-
rechtigten  zcifrieden  gewesen  wären.  Auch  blieb  der  Sachverhalt  nach  der  vorangegan-
genen  Wahl  vom  08.12.2018  nicht  etwa  rinverändert.  Vielmehr  sind  die Erbbauberech-
tigten  weiterhin  untereinander  ii-i erheblichem  Arismaß  zerstritten  und  fCihren gegenei-
nander  und gegen  die Verwalterin  regelmäßig  Prozesse.  Dies  hat  sich  im hiesigen  Ver-fahren  untei-  anderem  darin  niedergeschlagen,  dass  sich  ein Teil  der  beklagten  Eigentü-
mer  nicht  von  den"i durch  die Verwalterin  beauftragten  Rechtsanwalt  vertreten  lässt  undEingaben  macht,  die die Argumentation  des  Klägers  -  und nicht  etwa  der  weiteren  Be-
klagten  -  stützt.  Bereits  in der  Vergangenheit  sind  diverse  Beschlüsse  über  die Verwal-
terbestellung  wiederholt  angefochten  worden,  so etwa  acich der  Beschlciss  zu TOP  6 derVersan'imlung  vom  03 12 2016  (AG  Offenbach  am Main,  Az. 310  C 2/17).  Arich  die Be-
schlusse  iibei-  die beiden  letzten  Verwalterbestellungen,  namlich  TOP  8 vom  09 12.2017
rind  TOP  8 vom  08 12 2fü  9. mit  denen  jeweils  ebenfalls  die lmmobilienverwaltung

I zur  Verwalterin  gewählt  worden  ist, sind,  in erster  Instanz  jeweils  erfolg-
reich,  angefochten  worden,  wobei  endgCiltige  Entscheidungen  noch  arisstehen  (AG Of-fenbach  am Main,  Az. 320  C 6/18/LG  Frankfurt  am Main,  Az 2-13  S 171/18:  Ag Offen-bach  am Main,  Az 320  C"13/19/LG  Frankfurt  am Main,  Az. 2-13  C 23/20).  Zcidem  ist
der  Beschluss  über  die Wahl  des  Herrn  Marcel  Haufschild  in den  Verwaltungsbeirat  in
erster  Instanz  erfolgreich  angefochten  worden.  Mit Urteil  des  AG Offenbach  am Main
vom  23.05  2018,  Az 310  C 3/18ist  der  Beschlciss  für  ungültig  erklärt  worden:  wobei
eine  Entscheidung  des  Berufüngsgerichts  noch  acissteht.  Herr  ist in der  hiesi-
gen  Versammlung  für  den  Verwaltungsbeirat  aufgetreten,  hat  für  diesen  das  Versamm-
Icingsprotokoll  unterzeichnet  und  ist für  die Verwalterin  beratend  tätig  (S LI.).

Hinzu  kommt,  dass  es sich  bei der  in Rede  stehenden  Liegenschaft  um eine  mit über
IOOO Einheiten  sehr  große  Gemeinschaft  handelt,  so dass  der  Beschluss  Ciber die Ver-
walterbestellung  einen  so erheblichen  finanziellen  Rahmen  hat, dass  dieser  es, insbe-
sondere  unter  den  zuvor  geschilderten  Umständen,  nicht  angemessen  erscheinen  lässt.
eine  Verwalterwahl,  und  sei es eine  Wiederbestellung,  ohne  Einholung  von  Alternativan-
geboten  durchzciführen.  Dem  steht  auch  nicht  entgegen,  dass  in der  Einladung  vier  al-ternative  Anbieter  namentlich  genannt  wurden  Denn  aus  den  in der  Einladung  zcir Ver-fügung  gestellten  föformationen  ließ sich  für  die Erbbaciberechtigten  nichts  dafüber  ent-nehmen.  zu welchen  Konditionen  die jeweiligen  Alternativanbieter  ihre  Leistungen  über-
liaupt  anbieten  würden  Zudem  konnten  die Erbbauberechtigten  mangels  Angaben  zum
Sitz und den  vertretcingsberechtigten  Personen  auch  keine  weiteren  Kenntnisse über
die alternativen  Anbieter  erlangen  Dies  war  insbesondere  vor  dem  Hintergrcind, dass
auch  nrir  einer  der  in der  Einladung  genannten  der  alternativen  Anbieter  in der  Ver-
san-in'ilung  anwesend  war.  nicht  abisreichend

Der  Beschluss  war  zudem  deshalb  fi:ir ungültig  ZLI erklären,  weil  sich  die Immobilienver-
waltung  'iereits  vor  der  Beschlussfasscing  als ungeeignet  erwiesen
hat, die Verwaltertätigkeit  im Sinne  der  Erbbauberechtigten  aeiszuüben:
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Dies  zui-iq  eii'ien  aufgi-cind  der  Verflechtungen  mit Herrn  31 der  zeiin Zeit-
pcinkt  der  Vei-sammlung  als Verwaltungsbeirat  tätig  war Insoweit  wird  vollumfänglich  aiif
die entsprechenden  Ausfuhrungen  auf  Seite  5 f. des Urteils  aus dem  Verfahren  320 C
13/19  (ebenfalls  Bnisch  / Dr Dt Petei  Kuntt'i  u a ) VOm 25 IO 2019  VerWleSen,  wo es insoweit
heißt

Del KIElge{ h8i  lll  Clet KIagel:Iegr{ln(IULlg  VOrge11;3ge.11. daSS Herr  I VOI1 Cler Ver'l'/ül[elll1  elll  1nOnr:lflIC11k3S Bela(el-honorcir  von 5 000.OO (' bezrehe  Diesen  Urns[and  ha( Herr  rm Rahrnen  derui  den'i  Verfahren  AG Offeribacliam (vlaui  Az 310 C 27/')9  am 24 06 2079  durchgefühden  rntrndliclieri  Verhandlung  (BI 7( f der  bergezogeneri  Ak!e  370C 27/19)  - yvem  auch  nlll  hinsch[hch  eu'ies  Belrages  von e(via  2 000  00 €/mll  - selbs+  errigeiaurnl  urirl  dabei  nocli  )mzu-gefugr  r-/ass er,keine  Aufgaben  halx.  aber  ber'a[erid  zur  Sei(e  stehe Dabei  en[sprichI  der  Ums[and  dass  zvnschen  ei-rient Venvalhu»gsbeöal  und  dem Vensialler  erri Bera[erver[rag  bes[elit  eberiso  «xienig or«iwngsgemaßer  Venvalhrrig  iiiieche Te(sachü  t/ass  dafui  vori  dem  Verwaller  an den Verwaltungsbeira[  eui mona(lrches  Salai  gezahl(  yvnd Zwar  lia!  derVeiwallungsbeuar  t-jen Versval(er  gemaß  § 29 II WEG  aucli  von Gesetzes  wegeri  ber der  Durchfühmrig  serner  Aufgaberi
ZlI (lnterstutzen  {IfüT S[ellt  JedOCl1 aUCh daS ReCh(  Zl). dle VerVi'al[llI1gS[abgkeIr  2k1 llbC)n!laCllen  kll}d  JederZel-'  dElrklbel'  AklS-k{lnf(  Zll Verlal1gen  GelnC1ß § 29 /l/ WEG SOII erll1SbeSOlldere  dell  WrdSCllaf[Sl)la(l  die JallreSabIeCI1I1kII1g  dle ReCll-nungslegmg +n»«i Kostenvoranschlage pruferi md hrerni Slelhrng nel'imeri (NiedenführlVar'idenliori[enWEG L2 Aufl  !,: 2!:)Rr;' 1 5 ff ) Diese  Konrrollfunk[ioneri kann  eu t Vei"vvaIkungsberra(  aber  dann  rucht  mi Srnr'ie der  Wohnurigseigenttimer  a+is-uben wenn er gleichzejlrg rri vertraghcher Beziehung  zum  jeweiligen  Vervval[er  stelif  da tnerbei  eui eviden[ei  Inkeressen-konflikL  z«vischen  dem Irderesse  c/es Vehvalters  und  den  Irderessen  «ier Wohnurigseigen[iimer  bzw Erbbatibeiech[igterien[sdeht Gerade  turfgtund  dreses Konflik[s  kann  ein Mi[glied  des Versvallungsberra[s  ar.ic1i nich[  gleichzeRrg  die Venval-[Ul'tallgllelL  BuSübefl  kflhl(l ell1 Mllgllr.d  ClüS Velwamll1gSbeyaIS  Oder  elll  VOIl illnl  geSelZllCll  Vel'tl'e[elleS  OClel bellelrSClllcSUnlemehmen  Z11171 VenvalLer  bes[elll  endel  wegen  der  Unverernbarkejf  beider  Amler  nigleidi  seiri  AmI  els Vervvalhmgs-beiral  (ZWE  2002  7 beck-onhne)

Zudem  s[ell[  che Vet<u[ung  des Vervvalkungsberra[s  durch  den Verwal[er  eme Umgelwng  der  Kompr:4enzen  derWohnungsergenttrrner dar Denn  der  Beual  hef  gnn»dsa[zlrcli  (nui)  enieri  Ansprucri  auf  Ersda[hing  von Aufurendungen(ElzerjFrnsch/Merer Wol'iriungsergenrumsrech[. § 7 Das  Entsteheri  vori Wohnungseigen[um  Rn 414, beck-oiiline)  ErnAnspr+rch  auf  Vergirtung  stehf  dem Verwalt+rngsberrat  nur  dann  zu wenn  em en[sprechender  Beschluss  der  Worin+rrigser-genhmiür  gefass[  wurde  (Nredenf €ihr/Vandenhou[eriWEG  12 Aufl. § 29 Rri  26) Dies  darf  nicht  «iadurcli  umgangeri  wer-den cl;rss eine  Veig«ikung  an dety Ver'vval[ungsbeu:a[  soztrsagen.  run die Ecke'  durcli  deri Verwal[er  selbs[  gezalilf  wird

An der dai-i'ialigen  Sitiiation  hatte  sich zum  Zeitpunkt  der  hier  in Rede  stehei"iden  Ver-
sammlung  - und  hat sich  bis heute  -  nichts  verändert,  im Gegenteil  Es ist gerichtsbe-
kannt,  dass  Herr  im Rahmen  verschiedener  Verfahren  vor  dem  erken-
nenden  Gericht  als aem,Thrl § 14aI Ill 2 ZPO  Bevollmächtigter  für  die Immobilienverwal-
tung  vacrGericht  aufgetreten  ist und dabei  acich jeweils  freimi:itig  er-
klärt  hat, für  diese  beratend  tätig  zu sein  und dabei  auch  ein entsprechendes  Saläi-  zcikassieren.

Hinzu  kommt,  dass  die ImmobilienverwaItcing  unstreitig  in erhebli-
chen'i  Umfang  Ausgaben  zulasten  der  Gemeinschaft  getätigt  hat, ohne  dass  es hierfcir
entsprechende  Beschlüsse  der Erbbauberechtigten  gegeben  hätte  So hat sie im Jai"ir
2fü8  Mullpressen  zum  Preis  von 42.311,64  € sowie  Waschmaschinen  und Bekleidung
für die t-lausmeister  aus  dem  Gei-neinschaftsvermögen  angeschafft,  ohne  dass  es hier-
für en(sprechende  Beschlüsse  der  Erbbauberechtigten  gegeben  hätte,  Pflasterarbeiten
ohne  entsprechenden  Beschluss  der  Erbbauberechtigten  in Auftrag  gegeben,  einen
,,fünften  Hausmeister"  sowie  weitere  Beschäftigte  jeweils  ohne  entsprechenden  Be-
schluss  der  Erbbabiberechtigten  angestellt  sowie  eigenmächtig  eine  Vielzahl  von  An-
schaffungen  vorgenommen,  die das  Sondereigenfüm  verschiedener  Erbbauberechtigter
betreffen  bind zudem  überhöhte  Zahkingen  an die Verwaltungsbeiräte  geleistet

Ein derartiges  Vorgehen  stellt  eine  grobe  Verfehlung  gegen  die Verwalterpflichten  dar.
Ein Verwalter,  gerade  ein solcher,  der  eine  derart  große  Liegenschaft  verwaltet.  muss
aber  wissen,  dass  er ohne  ei'itsprechende  Beschlüsse  der  Erbbauberechtigten  keine
Ausgaben  in einem  derartigen  Umfang  tätigen  kann  «ind auch  keine  Acifträge,  wie etwa
die in Rede  stehenden  Pflasterarbeiten,  vergeben  kann,  ohne  dass  es dafür  einen  Be-
schluss  der  Erbbauberechtigten  Versammlung  gibt. Erst  recht  durfen  ohne  entspre-
chende  Beschlcisslage  keine  Mitarbeiter  im Namen  der  Gemeu'isct"iaft  eingestellt  wer-
den

Die Entscheidung  Ciber die Kosten  beruht  auf  § 91 I i ZPO.

Die Efüsc)'ieidung  Ciber die vorläufige  Vollstreckbarkeit  beruht  auf  §§ 708 Nr 'l ü 7 ü I
ZPO
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Die Fntscheidung  Ciber den Streitwert  beruht  auf  § 49a GKG Anknüpfungspunkt  für denStreitwert  der  Anfechtungsklage  gegen  den Beschluss  über  die Verwalterbestellung  istGesamtvergütung  der  Laufzeit.  Die Höchstgrenze  ist das 5-fache  dieses  Betrages  (Ma-yer/Kroiß,  RechtsanwaItsvergütungsgesetz,  Anhang  I Streitwertkommentierung  VIStreitwerte  bei Miet-.  Pacht-  und  ähnlichen  NcitzungsverhäItnissen  und  in WEG-SachenRn  75, beck-online).  Danach  war  der  Streitwert  hier  acif 2 970,00  € festzusetzen,  denndas  Verwalterhonorar  beträgt  gen"i  dem  angefochtenen  Beschluss  24,75  € /mtl.  jeWohneinheit.  Dies  führt  ZLl einem  Gesamtjahresbetrag  je Wohneinheit  von  297,00  € (12x 24,75  € ) Bei der  beschlossenen  Laufzeit  von zwei  Jahren  ergibt  sich  so ein Beti-agvon 594.00 € 3e Einheit, was auch dem Interesse des Klägers als Eigentümer einer Ein-heit  entspricht.  Das  5-fache  des  klägerischen  Interesses,  worarif  der  Streitwert  gem.  §49a1  2 GKG,,gedeckelt"ist,  entspricht  so einem  Betrag  von  2.970,00  € .

Rechtsmittelbelehrung

Das  Urteil  kann  mit dei Berufung  angefochten  werden  Sie ist einzulegen  innerhalb  einer  Notfrisi  von einem  Mo-nat bei dein  Landgericht  Frankfrirt  am Maii'i,  Gerichtsstraße  2, 60313  Frarikfurt  am Main.  Die Frist  beginnt  mit derZustellung  der  in vollständiger  Forn'i  abgefassten  Entscheidung.  Die Berufung  ist nur  zulässig,  wenn  der  Be-schwerdegegensiand  600,00  € übersieigt  oder  das  Gerichf  die Berufung  ii'i diesem  Urteil  zugelassen  hat ZurEinlegung  der  Berufung  ist berecfüigt,  wer  durch  diese  Entscheidung  in seinen  Rechten  beeinträchtigt  ist DieBen.ifiing  wird  durch  Einreichung  einer  Berufungsschrifi  eingelegt  Die Bercifung  kann  ncii drirch  einen  Rechtsan-wali  eingelegt  werden.

Die Entscl-ieid«ing  ubei  den  Streitwei'i  kann  mii  der  Beschwerde  angefochten  werden  Sie ist nrir  zulassig  wennsie innerhalb  von sechs  Monaten,  nachdein  die Enlsclieidung  in der  Hauptsacl-ie  i'ecmskraflig  geworden  is) oderdas  Vei  fahren  sicli  anderweitig  erledigt  hat.  bei dem  Amtsgericht  Offenbach  ai'n Main.  Kaiserstraße  16. 63065Offenbach  am Main  enigehi  Wird  der  Streitwert  spater  als einen  Monat  vor Ablauf  dieser  Frisi  festgesetzt.  kanndie Beschwerde  innerlqalb  eines  Monats  nach  Zustellung  oder  formloser  Mitieileing  der  Festseiztii'ig  bei dem  Ge-ricfif  eingelegt  werden.  Die  Beschwerde  ist nur  zulässig.  wenn  der  Wert  des Beschwerdegegenstandes  200  €Cibeisteigt  oder  das  Gericht  die Beschwerde  zu diesein  Beschluss  zugelassen  liat BescIiwerdeberechtigt  isf, weidurch  diese  Entscheidung  in seinen  Rechten  beeinträchtigf  isf. Die Beschwerde  wird  durch  Eii'ireichung  eii'ierBeschwerdeschrift  oder  zur Niederschrifl  der  Geschäftsstelle  des  genannten  Gerich(s  eingelegi  Sie kann  acichziit  Niederschrifl  der  Geschäftsslelle  eines  jeden  Amtsgerichts  erklärt  werden,  wobei  es fCir die Einhaltung  derFnsi  aufden  Eii'igang  bei den'i  genannten  Gerichi  ankommf  Sie isf von  dem  Bescliwerdeführei  oder  seinen'i  Be-vollmäclitiglen  zti unierzeichnen  Die  Beschwerde  mciss  die Bezeichnung  des  angefoclitenen  Beschlusses  sowiedie Erklarung  enthalien.  dass  Beschwerde  gegen  diesen  Beschlriss  eingelegi  wird  Soll  die Entscheidung  nutZLlm Teil  angefochien  werden,  so ist der  Uimang  der  Anfechtung  ZLI bezeichnen

Schwarz

Richter  am  Amtsgericht

Betgla  bigt

Höfer  Ju!tizän  t'ellte
Urkcindsbeai'ntm/U  amter  det Geschaftsstelle  des Am!sgerichts
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